
Ablauf eines Planfeststellungsverfahrens 

nach Bundeswasserstraßenrecht                  
(Idealfall)

Bestandskraft                                                  

oder Beginn des Klageverfahrens

Erteilung des Einvernehmens zum Entwurf 

durch die zuständige Landesbehörde

Versand des PFB und zum Teil der 

festgestellten Planunterlage an die Betroffenen & 

TdV (mittels Postzustellungsurkunde)

Bekantmachung & Auslegung des PFB und 

der festgestellten Planunterlage in der/den 

Gemeinde(n)

Klagefrist (bis 1 Monat nach Zustellung des PFB)

Antrag des Trägers des Vorhabens (TdV) auf 

Planfeststellung                                                             

und Vorlage der Planunterlage bei der 

Planfeststellungsbehörde

Bekanntmachung der Planfeststellungsbehörde 

über die Auslegung der Planunterlage

Auslegung der Planunterlage in der/den vom 

Plan betroffenen Gemeinde(n) (1 Monat)

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

(Frist: max. 3 Monate)

Eingang der Stellungnahmen und Einwendungen 

bei der Planfeststellungsbehörde

Erlass des Planfeststellungsbeschlusses 

(PFB)

Bekanntmachung (ortsüblich oder öffentlich) 

des Erörterungstermins

Erörterungstermin

Protokoll

Entwurf des Planfeststellungsbeschlusses

Ende der Einwendungsfrist: 2 Wochen nach 

Auslegungsende; Eingang der Einwendungen bei 

der Planfeststellungsbehörde

Sichten und Versenden der Einwendungen & 

Stellungnahmen an den TdV zur schriftlichen 

Gegenäußerung

Im Einzellfall kann auf 
eine Erörterung 
verzichtet werden. 


